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Der Parlamentarische Staatssekretär 

des Bundesministers des Auswärtigen Bonn 1, den 28. Januar 1970 

LI -86.13 

Sachgebiet 8 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Beschäftigte bei den Stationierungsstreitkräften 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dröscher, Dr. Müller- 
Emmert, Tallert, Matthöfer, Dr. Lohmar, Becker (Nien- 
berge), Mattick, Bauer (Würzburg), Pöhler, Seidel, 
Schwabe, Dr. Fischer, Zebiscb, Kaffka, Brandt (Grols- 
heim), Dr. Schmitt- Vockenhausen, Collet, Flämig, 
Schmidt (Würgendorf), Biermann, Hauck, Dr. Müller 
(München), Dr. Rutschke, Jung, Schmidt (Kempten) 
und der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache VI/242 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister des Innern, dem Herrn Bundesminister 
der Justiz, dem Herrn Bundesminister der Finanzen, dem 
Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und dem 
Herrn Bundesminister für Verteidigung wie folgt: 


1. Welche Stellungnahme hat die Konferenz der Innenminister der 
Länder zur Frage der sozialen Vorsorge für die bei den Statio- 
nierungsstreitkräften Beschäftigten abgegeben? 


Die Innenminister und Senatoren der Länder haben auf eine 
entsprechende Bitte des Bundesministers des Innern in der 
Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister der Länder 
am 5./6. November 1969 in Berlin beschlossen, in ihren Berei- 
chen darauf hinzuwirken, daß geeignete deutsche Arbeitneh- 
mer, die ohne Verschulden von den Stationierungsstreitkräften 
entlassen werden, im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten 
bei Neueinstellungen bevorzugt berücksichtigt werden. 


2. Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregierung, um die soziale 
Sicherung dieser Beschäftigten zu gewährleisten? 
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Auf Grund zweier Kabinettsbeschlüsse der Bundesregierung 
vom 18. März 1967 und vom 19. März 1969 werden deutsche 
Arbeitnehmer der Stationierungsstreitkräfte nach ihrer Entlas- 
sung, soweit möglich, bevorzugt in den Bundesdienst einge- 
stellt. Die Bundesregierung hat im Frühjahr 1969 einen inter- 
ministeriellen Arbeitskreis eingesetzt, der beauftragt ist, die 
Verhältnisse dieser Beschäftigten zu analysieren und Maßnah- 
men zu ihrer sozialen Sicherstellung zu untersuchen. Ein von 
dem Arbeitskreis gebildeter Unterausschuß hat zunächst eine 
Personalbestandsaufnahme in Angriff genommen, die prakti- 
sche Maßnahmen zur Unterbringung entlassener Arbeitnehmer 
vorbereiten soll. Wegen dieser Bestandsaufnahme sind auch 
noch Besprechungen mit den Entsendestaaten im Gange. 


Die nach dem 5. Mai 1955 ununterbrochen im Dienst der Sta- 
tionierungsstreitkräfte verbrachten Zeiten sind bei einer Über- 
nahme in den Bundesdienst nach den maßgeblichen tarifver- 
traglichen Vorschriften auf die Dienstzeit beim Bund anzu- 
rechnen, wenn sich der entlassene Arbeitnehmer unverzüglich 
nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit den Stationie- 
rungsstreitkräften um Einstellung beim Bund beworben hat 
und innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses eingestellt wird. Außer- 
dem können bei den Arbeitnehmern des Bundes auf tarifrecht- 
lich vorgesehene Bewährungszeiten seit dem 1. Juli 1969 die 
Zeiten angerechnet werden, die der Arbeitnehmer bei den 
Stationierungsstreitkräften in einer entsprechenden Tätigkeit 
und in einer entsprechenden Vergütungsgruppe oder Lohn- 
gruppe zurückgelegt hat. 


3. Kann gesetzlich bestimmt werden — und ggf. auf welche 
Weise — , daß für die bei den Stationierungsstreitkräften Be- 
schäftigten das bei der Bundeswehr geltende Arbeits- und Per- 
sonalvertretungsrecht Anwendung findet? 


Inwieweit das bei der Bundeswehr geltende Arbeits- und Per- 
sonalvertretungsrecht für die bei den Stationierungsstreit- 
kräften Beschäftigten Anwendung findet, bestimmt sich nach 
den vertraglichen Vereinbarungen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und den Entsendestaaten. Maßgebend hierfür 
ist Artikel 56 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut 
mit Unterzeichnungsprotokoll, über dessen Änderung zum 
Zwecke einer weiteren Angleichung an das deutsche Recht 
zwischen der Bundesregierung und den Regierungen der sechs 
Entsendestaaten längere Verhandlungen geführt worden sind. 
Eine einseitige Regelung durch den deutschen Gesetzgeber ist 
in Anbetracht der bestehenden vertraglichen Bindung nicht 
möglich. 
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4. Ist damit zu rechnen, daß in der ersten Hallte des Jahres 1970 
in Verhandlungen mit den Verbündeten eine rechtliche Gleich- 
stellung dieser Beschäftigten mit den Beschäftigten bei der Bun- 
deswehr erreicht wird? 


Da die Verhandlungen mit den Entsendestaaten Ende 1969 sach- 
lich abgeschlossen worden sind — das Ergebnis verspricht eine 
beträchtliche Angleichung an das deutsche Recht — und zur Zeit 
nur noch redaktionelle und übersetzungsarbeiten laufen, ist mit 
weiteren Verhandlungen in der ersten Hälfte des Jahres 1970 
nicht zu rechnen. 


5. Sicht die Bundesregierung Möglichkeiten, den drohenden Ar- 
beitskampf der bei den Stationierungsstreitkräften Beschäftigten 
dbzu wenden? 


Im Einvernehmen mit den Hauptquartieren der Stationierungs- 
streitkräfte hatte die Bundesregierung mit den Gewerkschaften 
als Tarifpartnern die Fortsetzung der Tarifverhandlungen für 
den 26. und 27. Januar 1970 vereinbart. Die Tarifparteien haben 
sich in dieser Verhandlung auf einen neuen Tarifvertrag geei- 
nigt. 


Rolf Dahrendorf 
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